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1. Bestand und Zweck

Art. 1 Bestand

lDie nachstehenden potitischen Gemeinden des Bezirks Affoltern, Aeugst a.A., Affoltern
ä.A., Bonstetten, Hausen a.A., Hedingen, Kappet a.A., Knonau, Maschwanden,
Mettmenstetten, Obfelden, Ottenbach, Rifferswi[, Stallikon und Wettswit a.A. bitden

unter der Bezeichnung "Sicherheitszweckverband Albis" (SZVA) auf unbestimmte Dauer

einen Zweckverband nach den Bestimmungen des Gemeindegesetzes.

2Der Sicherheitszweckverband Atbis besitzt eigene Rechtspersöntichkeit und hat seinen Sitz

in Affottern am Atbis.

Art.2 Zweck

lDer SZVA betreibt die regionat tätige Zivitschutzorganisation Atbis (ZSO Atbis), die

Bezirkszivitschutzstette und den regionaten Krisenstab (RKS).

2Der Regionate Krisenstab (RKS) unterstützt die Behörden und Einsatzkräfte der potitischen

Gemeinden im Bezirk Affottern bei der Führung zur Bewättigung von Katastrophen und in
Nottagen. Sotche Katastrophen und Nottagen bemessen sich nach der Definition von S 2 des

ka ntonaten Bevölkeru ngssch utzgesetzes (BSG).

3Sind bei solchen Lagen mehrere poLitische Gemeinden betroffen, so übernimmt der
Führungsrat, bestehend aus den Gemeindepräsidien der betroffenen Gemeinden, die
strategische und potitische Krisenführung.

alst nur eine potitische Gemeinde betroffen, so kann der Regionate Krisenstab ebenfatls, in

Absprache mit dem Zivitschutzkommando oder dem Stabschef RKS, zur Unterstützung der

Führung einer besonderen Lage angefordert werden.

Arl. 2a Dienstteistu nge n

lDer Sicherheitszweckverband Atbis führt im Mandat der jeweitigen Trägergemeinden die

StetLe der periodischen Schutzraumkontrolte.

2 Die Trägergemeinden können die vom SZVA ernannte Porson für die Schutzraumkontrolle

beauftragen. Die Verantwortung für die Schutzraumkontrotlen verbteibt, gestützt auf die

Weisung für den Aufbau und Vottzug im Zivitschutz (\tt/VZS), bei den Gemeinden.
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3Weitere Dienstteistungen können im Mandat in Absprache zwischen den Gemeinden und

dem SZVA erbracht werden.

Organisation

2.1 Attgemeine Bestimmungen

Art.3 Organe

1. Die Stimmberechtigten des Verbandsgebiets
2. DieVerbandsgemeinden
3. Die Detegiertenversammtung
4. DerVerbandsvorstand
5. Die Rechnungsprüfungskommission (RPK)

Art.4 Amtsdauer

Für die Mitgtieder der Detegiertenversammtung, des Verbandsvorstands und der

Rechnungsprüfungskommission beträgt die Amtsdauer vier Jahre. Sie fättt mit derjenigen

der Gemeindebehörden zusammen.

Art. 5 Zeichnungsberechtigung

lRechtsverbindtiche Unterschrift für den Zweckverband führen das Präsidium oder das

Vizepräsidium und die Leitung der Geschäftsstette des SZVA gemeinsam.

2Der Verbandsvorstand kann die Zeichnungsberechtigung im lnteresse eines ordentlichen
Betriebsabtaufs für sachtich begrenzte Bereiche im Betrag [imitieren oder anders ordnen.

Art. 6 Pubtikation und lnformation

lDer Zweckverband nimmt die amttiche Pubtikation seiner Ertasse und attgemein

verbind tichen Beschtüsse mit elektronischen M ittetn vor.

2Der Zweckverband sorgt für eine dauerhafte etektronische Zugängtichkeit seiner Ertasse

3Die Bevötkerung ist im Sinne des kantonaten Gesetzes über die lnformation und den

Datenschr,rtz neriocJisch riher wesentliche Verhanrlsangelegenheiten zu informieren. Ohne

anders [autendes, konkretisiertes Begehren kommt der Verband seiner generetlen

lnformationspfticht mit den hatbjährtich stattfindenden Detegiertenversammtungen nach.
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2.2 Die Stimmberechtigten des Zweckverbands

2.2.1. Attgemeines

Arl.7 Stimmrecht

Die in kommunaten Angetegenheiten stimmberechtigten Einwohnerinnen und Einwohner

atter Verbandsgemeinden sind d ie Stimmberechtigten des Zweckverbands.

Art. B Verfahren

lDie Stimmberechtigten stimmen an der Urne. Das Verfahren richtet sich nach der

kantonalen Gesetzgebung. Die Detegierten verabschieden die Vortage zuhanden der

Urnenabstimmung. Wahtleitende Behörde ist der Gemeindevorstand der Sitzgemeinde.

2Eine Vortage ist angenommen, wenn sie die Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigt.

Art. 9 Zuständigkeit

Den Stimmberechtigten des Zweckverbands stehen zu:

1. Die Einreichung von Votksinitiativen
2. Die Ergreifung des fakuttativen Referendums
3. Die Abstimmung über rechtmässige Referendums- und lnitiativbegehren, unter

Vorbehatt der Zuständigkeit der Verbandsgemeinden für die Anderungen der
Statuten und die Auftösung des Zweckverbands.

4. Die Bewittigung von neuen einmatigen Ausgaben für einen bestimmten Zweck von
mehr als CHF 500'000 und von neuen wiederkehrenden Ausgaben für einen
bestimmten Zweckvon mehr ats CHF 100'000.

2.2.2. Votksinitiative

Art. 10 Votksinitiative

lEino Volkeinitiativo ksnn übor Gogonotändo oingoroioht werden, die dem obtigatorischen

und fakuttativen Referendum unterstehen.
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2Mit einer Votksinitiative kann ausserdem die Anderung der Statuten und die Auftösung des

Zweckverbands verla ngt werden.

3Die Votksinitiative ist zustande gekommen, wenn sie von mindestens 800 atter

Stimmberechtigten des Bezirks unterstützt, und spätestens sechs Monate nach

der Veröffenttichung der lnitiative im amttichen Pubtikationsorgan, eingereicht

wird.

aDie lnitiative ist dem Präsidium schrifttich einzureichen. Der

Verbandsvorstand prüft, ob das Vol.ksbegehren zustande gekommen und rechtmässig ist.

Das Präsidium überweist die lnitiative der Detegiertenversammtung mit Bericht und Antrag.

2.2.3. Fakuttatives Referendum

Art. 1 1 Beschtüsse der Detegiertenversammtung

Einer Abstimmung an der Urne unterliegen ferner Beschlüsse der

Detegiertenversammtu ng,

1. wenn 400 atter Stimmberechtigten des Bezirks innert 60 Tagen nach der amttichen
Veröffenttichung des Beschtusses der Detegiertenversammtung beim
Verbandsvorstand das schrifttiche Begehren um Anordnung einer
Urnenabstimmung einreichen (Votksreferendum);

2. wenn ein Drittet der Mitgtieder der Detegiertenversammtung innert 14 Tagen nach
der Beschtussfassung ein sotches Begehren stel.tt (Detegiertenreferendum).

Art. 12 AusschIuss des Referendums

Fotgende Geschäfte der Detegiertenversammtung können der Urnenabstimmung nicht
unterstettt werden:

1. Festsetzung des Budgets
2. Genehmigung der Jahresrechnung
3. Verfahrensentscheide bei der Behandtung von lnitiativen
4. Genehmigungdes Geschäftsberichts
5. Abtehnende Beschtüsse der Detegiertenversammtung, ausgenommen abgetehnte

Votksinitiativen und Verfahrensentscheide bei der Behandl.ung von Vorstössen in
der Detegiertenversammtu ng

6. Genehmigungvon Abrechnungen über neue Ausgaben
7. Anträge an die Verbandsgemeinden

8. VerbandsinterneWahten
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2.3 Die Verbandsgemeinden

Art. 13 Aufgaben und Kompetenzen der einzetnen
Verbandsgemeinden

lDie Stimmberechtigten der einzetnen Verbandsgemeinden beschtiessen je an der Urne

über:

1. Die Anderung dieser Statuten
2. Die Kündigung der Mitgtiedschaft beim Verband
3. Die Auftösung des Zweckverbands

2Bei Urnenabstimmungen in den Verbandsgemeinden über die Auftösung des

Zweckverbands sowie über grundtegende Anderungen der Statuten übt das

Gemeindeparlament, oder in Versammtungsgemeinden der Gemeindevorstand, ein

eigenes Antragsrecht neben dem Antragsrecht des Verbandsvorstands aus.

Arl. 1 4 Beschtussfassung

lEin Antrag an die Verbandsgemeinden ist angenommen, wenn die Mehrheit der

Verbandsgemeinden ihm zugestimmt hat. Sotche Mehrheitsbeschtüsse sind auch für die

nicht zustimmenden Verbandsgemeinden verbindtich.

2Grundtegende Anderungen der Statuten bedürfen der Zustimmung atter

Verbandsgemeinden. Grundtegend sind Anderungen, die folgende Gegenstände betreffen:

1. Wesenttiche Aufgaben des Zweckverbands
2. Die Grundzüge der Finanzierung
3. Austritt und Auftösung
4. Die Mitwirkungsmögtichkeiten der Stimmberechtigten und der

Verbandsgemeinden.

2.4 Delegiertenversa mm [u ng

Art. 15 Zusammensetzung

lDie Detegiertenversammtung besteht aus 14 Mitgtiedern, wobei jede Gemeinde einen

Detegierten entsendet. Diese Delegierten und deren Stellvertreter müssen Mitgtieder von

Gemeindeexekutiven, vorzugsweise Vorstehende des Ressorts Sicherheit, der

Verbandsgemeinden sein.
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2Die Gemeindevorstände bestimmen die Detegierten und deren Stetlvertretung

Art. 16 Konstituierung

Die Detegiertenversammtung konstituiert sich unter dem Vorsitz des bisherigen

Präsid i ums respektive Vizepräsidiums, sie wähtt:

1. Das Präsidium sowie das Vizepräsidium, wobei diese Funktionen gteichzeitig im
Verbandsvorstand ausgeübt werden.

2. Einen Stimmenzähler

Arl. 17 Offentegung der lnteressenbindungen

Die Detegierten legen von sich aus ihre lnteressenbindungen offen. Der Organisationserlass

regett die Einzetheiten, insbesondere Form und Gegenstand der Offentegung der

lnteressenbind ungen.

Art. 1B Kompetenzen

Die Detegiertenversammtung ist insbesondere zuständig für:

1. Die Oberaufsicht über den Zweckverband
2. Die Festtegung der strategischen Ausrichtung
3. Die Beratung von und Antragstettung zu allen Vortagen, über wetche die

Stimmberechtigten oder die Verbandsgemeinden beschtiessen

4. Ertasse von grundtegender Bedeutung
5. lhren Organisationsertass
6. Die Waht der Mitgtieder des Verbandsvorstands, die nicht der

Detegiertenversammtung angehören dürfen, mit Ausnahme des Präsidiums und des
Vizepräsidiums

7. Die Einsetzungder Rechnungsprüfungskommission
8. Die Beschlussfassung über Anträge des Verbandsvorstands zu lnitiativen
9. Die Festsetzung des Budgets
10. Die Genehmigung der Jahresrechnung
1 1. Die Kenntnisnahme vom Finanz- und Ausgabenptan

1 2. Genehmigung des Geschäftsberichts
13. Die Bewitl,igung von neuen einmatigen Ausgaben für einen bestimmten Zweck bis

CHF 500'000 und von neuen wiederkehrenden Ausgaben bis
CHF 100'000 für einen bestimmten Zweck, soweit nicht der Verbandsvorstand
zuotändig iot

14. Die Genehmigung der Abrechnung über atlen neuen Ausgaben, die sie selbst
bewittigt hat oder wetche die Stimmberechtigten des Verbandsgebiets bewittigt
haben
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15. Die Festtegung der Entschädigung der Verbandsorgane

Art. 19 Vorsitz und Leitung GeschäftssteIte SZVA

lDas Präsidium oder das Vizepräsidium des Zweckverbands teitet die

Detegiertenversamm Iung.

2Die Leitung der Geschäftsstette führt die Administration des Zweckverbands.

Art.20 Einberufung

lDer Verbandsvorstand beruft die Detegiertenversammtung bei Bedarf, in der Reget zweimat
pro Jahr, ein.

2Ein Drittel der Detegierten können unter Bezeichnung der Beratungsgegenstände und mit
Begründ ung d ie Einberuf ung der Detegiertenversamm [ung verlangen.

3Die Del.egiertenversammtungen sind, dringtiche Fätte vorbehatten, mindestens 20 Tage

vorher unter Bezeichnung der Beratungsgegenstände samt zugehöriger Begründungen den

Detegierten anzuzeigen und öffenttich bekannt zu machen.

Arl. 21 Beschtussfähigkeit und Stimmabgabe

lDie Detegiertenversammlung ist beschtussfähig, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder
anwesend ist.

2Die Detegiertenversammlung beschtiesst auf Antrag des Verbandsvorstands. Die

Detegierten können zu den Anträgen des Verbandsvorstands Anderungsanträge stetten.

3Die Mitgtieder des Verbandsvorstands, die nicht der Detegiertenversammtung angehören,

nehmen an der Sitzung der Detegiertenversammtung mit beratender Stimme teit und haben

ein Antragsrecht.

Arl.22 Wahlen und Abstimmungen

1ln der Delegiertenversammtung erfotgen Wahten und Abstimmungen in der Reget offen. Auf

Vertangen von einem Viertet der anwesenden Delegierten muss geheim abgestimmt
werden.

2BeiWahten gitt im ersten und zweiten Wahtgang das absotute Mehr, beim dritten Wahtgang

das retative Mehr der Stimmen.

9



3Bei Abstimmungen gitt das einfache Mehr der Stimmen. Das Präsidium stimmt als

Detegierter mit. Bei Stimmengteichheit trifft das Präsidium den Stichentscheid.

Art. 23 Offenttichkeit der Verhandtungen

Die Verhandtungen der Detegiertenversammtung sind öff enttich

Art.24 Anf ragerecht der Delegierten

lJeder Detegierte kann Anfragen zu Angetegenheiten des Zweckverbands einreichen und

deren Beantwortung in der Detegiertenversamm [ung vertangen.

2Die Anfrage ist spätestens 14 Tage vor der Delegiertenversammtung beim

Verbandsvorstand schrifttich einzureichen und wird von diesem spätestens einen Tag vor

der Versamm [u ng sch rifttich beantwortet.

3ln der Detegiertenversammlung werden die Anfragen und Antworten bekannt gegeben. Der

anfragende Detegierte kann zur Antwort Stettung nehmen.

aEine Diskussion findet statt, wenn ein Detegierter sie vertangt.

2.5 Verbandsvorstand

Art. 25 Zusammensetzung

Der Verbandsvorstand besteht aus fünf Mitgtiedern. Er konstituiert sich mit Ausnahme des

Präsidiums und des Vizepräsidiums setbst.

Art. 26 OffenIegung der lnteressensbindungen

Die Mitgtieder des Verbandsvorstands legen von sich aus ihre lnteressenbindungen offen.

Der Organisationerlass regett die Einzetheiten, insbesondere Form und Gegenstand der

Offentegung der lnteressenbind ungen.

Art. 27 Attgemeine Befugnisse

1 Dem Verbandsvorstand stehen u n ü be rtragbar zu;

1. Die potitische Ptanung, Führung und Aufsicht
2. Die Verantwortung des Verbandshaushatts

10



3. Die Beratung von und Antragstettung zu Geschäften in der Zuständigkeit der
Detegiertenversammtung

4. Ertasse, die nicht in die Zuständigkeit der Detegiertenversammtung fatten
5. Die Vertretung des Zweckverbands nach aussen und die Bestimmung der

rechtsverbind Lichen Untersch riften

6. Die Besorgung sämtticherVerbandsangetegenheiten, soweit daf ür nicht ein anderes
organ zuständig ist

7. Das Recht, seine von der Detegiertenversammtung geänderten Anträge neben deren
Beschlüssen der Urnenabstimmung zu unterbreiten

2Dem Verbandsvorstand stehen im Weiteren fotgende Befugnisse zu, die in einem Ertass

massvotI und stufengerecht detegiert werden können:

1. Der Vottzug der Beschtüsse der übergeordneten Verbandsorgane
2. Der Erlass von Grundsätzen und Weisungen zur Betriebsführung
3. Die Anstettung von Mitarbeitenden
4. Die regetmässige lnformation der Verbandsgemeinden über die Geschäftstätigkeit

des Zweckverbands

5. Das Handetn für den Verband nach aussen
6. Die Führungvon Prozessen mit dem Recht auf Stellvertretung
7. Die übrige Aufsicht in der Verbandsverwattung

Art. 2B Finanzbefugnisse

1 Dem Verbandsvorstand stehen u n ü bertragbar zu:

1. Die Erstettung der Budgetvortage und die Antragsstettung an die
Detegiertenversamm Iung

2. Die Beschtussfassung über den Finanz- und Aufgabenptan
3. Die Beschlussfassung über die Jahresrechnung und den Geschäftsbericht
4. Die Bewittigung von neuen, im Budget nicht enthaltenen, einmaligen Ausgaben f ür

einen bestimmten Zweck bis CHF 20'000 und insgesamt
CHF 100'000 pro Jahr sowie von neuen, im Budget nicht enthattenen,
wiederkehrenden Ausgaben für einen bestimmten Zweck bis CHF'10'000 und bis
insgesamt CHF 30'000 pro Jahr.

2Dem Verbandsvorstand stehen im Weiteren fotgende Befugnisse zu, die in einem Ertass

massvot[ und stufengerecht detegiert werden können.

1. Der Ausgabenvottzug

2. Gebundene Ausgaben

3. ure Bewrttr$ungivon neuen, rm tsud$et enthattenen, ernmatr$en Aus$aben tur ernert
bestimmten Zweck bis CHF 50'000.- und von neuen, im Budget enthattenen,
wiederkehrende Ausgaben für einen bestimmten Zweck bis
cHF 20'000.-
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Art. 29 Aufgabendelegation

lDer Verbandsvorstand kann bestimmte Aufgaben an einzetne seiner Mitgtieder, an seine

Ausschüsse oder an Angestetlte zur setbständigen Ertedigung delegieren.

2Er regelt die Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse, die er an seine Mitgtieder und

Ausschüsse und an Angestettte delegiert, in einem Ertass.

Art.30 Einberufung und TeiInahme

lDer Verbandsvorstand tritt auf Eintadung des Präsidiums und auf Vertangen von

mindestens einem Drittet seiner Mitgl.ieder zusammen. Die Mitgtieder sind zur Teitnahme an

den Sitzu ngen verpf tichtet.

2Die Verhandtungsgegenstände sind den Mitgtiedern mindestens sieben Tage vor der

Sitzung in einer Eintadung schrifttich resp. in etektronischer Form anzuzeigen.

3Der Verbandsvorstand kann Dritte mit beratender Stimme beiziehen.

Art. 31 Beschlussfassung

lDer Verbandsvorstand ist beschtussfähig, wenn die Mehrheit der Mitgtieder anwesend ist

2Der Vorstand beschtiesst mit einfachem Mehr der Stimmen. Bei Stimmengteichheit gibt die

Stimme des Präsidiums den Ausschtag. Die Mitgtieder sind zur Stimmabgabe verpftichtet.
Die Stimmabgabe erfotgt offen.

aÜber Anträge kann ausnahmsweise auch im Zirkutarverfahren entschieden werden

2.6 Rechnungsprüfungskommission

Arl.32 Zusammensetzung und Offentegung der
lnte resse n bin d u nge n

lDie Rechnungsprüfungskommission besteht einschtiesstich des Präsidiums aus fünf
t.litgtiedern. Sie wird von der Detegiertenversanrnrtung gewähtt.

2Die Mitgtieder der Rechnungsprüfungskommission tegen ihre lnteressenbindungen offen

Die Bestimmungen für die Mitgtieder der Detegiertenversammtung getten entsprechend.
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Art. 33 Aufgaben

lDie Rechnungsprüfungskommission prüft atte Anträge von finanzietter Tragweite an die

Verbandsgemeinden, an die Detegiertenversammtung und an die Stimmberechtigten des

Verbandsgebiets, insbesondere Anträge betreffend das Budget, die Jahresrechnung sowie

Verpf tic htu n gskred ite.

2lhre Prüfung umfasst die finanzrechttiche Zutässigkeit, die rechnerische Richtigkeit und die

fi nanziette Angemessenheit.

35ie erstattet der Detegiertenversammtung schrifttich Bericht und Antrag.

Art. 34 Beschtussfassung

lDie Rechnungsprüfungskommission ist beschtussfähig, wenn die Mehrheit der Mitgtieder

anwesend ist.

2Sie beschliesst mit einfachem Mehr der Stimmen. Bei Stimmengteichheit gibt die Stimme

des Präsidiums den Ausschlag.

3Die Mitgtieder sind zur Stimmabgabe verpftichtet. Die Stimmabgabe erfol,gt offen.

Art.35 Herausgabe von Unterl.agen und Auskünften

lMit den Anträgen tegt der Verbandsvorstand der Rechnungsprüfungskommission die

zugehörigen Akten vor.

2lm Übrigen richtet sich die Herausgabe von Untertagen und die Erteitung von Auskünften an

die Rechnungsprüfungskommission nach dem Gemeindegesetz.

Art. 36 Prüffristen

Die Rechnungsprüfungskommission prüft das Budget, die Jahresrechnung und die übrigen

Geschäfte in der Reget innert 30 Tagen.

2.7 Revisionsstette
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Art. 37 Aufgaben der Revisionsste[[e

lDie Revisionsstette nimmt die finanztechnische Prüfung der Rechnungstegung und der

Buchführung vor.

2Sie erstattet dem Verbandsvorstand, der Rechnungsprüfungskommission und dem

Bezirksrat umfassend Bericht über die finanztechnische Prüfung.

3Die Revisionsstette erstettt zudem einen Kurzbericht, der Bestandteit der Jahresrechnung

ist.

Art. 3B Einsetzen der Revisionsste[[e

Der Verbandsvorstand und die Rechnungsprüfungskommission bestimmen mit
übereinstimmenden Beschtüssen die Prüfstetle.

3. Personal und Arbeitsvergaben

Art. 39 Anstettungsbedingungen

Für das Personatdes Zweckverbands gitt das Personatrecht des Kantons Zürich. Besondere

Vollzugsbestimmu ngen bed ürfen eines Beschtusses des Verbandsvorstands.

Art. 40 Offenttiches Beschaffungswesen

Die Vergabe von öffenttichen Aufträgen, Arbeiten und Lieferungen richtet sich nach dem

übergeordneten Recht über das öffenttiche Beschaffungswesen.

4. Verbandshaushatt

Art. 41 Fin anznaushalt

rMassgebend für den Finanzhaushatt und die Rechnungstegung des Zweckverbands sind

das Gemeindegesetz, die Gemeindeverordnung sowie die besonderen

Ha ushattsvorschrift en a us Speziatgesetzen.
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2Bis zum 15. Februar jeden Jahres tiefert der Verbandsvorstand den Verbandsgemeinden die

Zahten, die sie f ür die Erstettung der Jahresrechnung benötigen.

Art. 42 Finanzierung der Betriebskosten

lDie nicht durch Einnahmen gedeckten Betriebskosten des Zweckverbands werden von den

Verbandsgemeinden getragen.

2Die nach Abzugvon Bundes-, Staats- und weiteren Beiträgen verbteibenden Gesamtkosten

für Anschaffungen und Betrieb werden auf die Gemeinden aufgeteilt, und zwar je zur Hätfte

nach Zaht der Einwohner am 1. Januar des Rechnungsjahres sowie der tetztbekannten,

bereinigten Steuerkraft der Verba ndsgemeinden.

3Der Geschäftsbereich Schutzraumkontrotte wird separat auf die beteitigten Gemeinden

aufgeteitt und zwar nach Anzah[ der Schutzräume in Quatitätsstufe A pro Gemeinde.

Arl. 42a Regetung der Betei[igungsverhättnisse

Das Beteil.igungsverhältnis der Verbandsgemeinden am Sicherheitszweckverband Atbis

bemisst sich nach der Finanzierungsquote der Betriebskosten gemäss Atl.42 Abs. 2.

Art. 43 Finanzierung der lnvestitionen

lDer Zweckverband kann seine lnvestitionen über Darlehen der Verbandsgemeinden oder

Dritter finanzieren.

2Dartehen einzetner Gemeinden werden in den Gemeinden ats neue Ausgaben

beschlossen.

Arl.44 Eigentum

lDer Zweckverband ist Eigentümer von Antagen, die er erstettt oder erworben hat, von

bewegtichen Vermögenstei [en und von Bar- und Wertschriftenvermögen.

2Die bestehenden Gebäude des Zivitschutzes jeder Verbandsgemeinde bl,eiben im

Eigentum der Standortgemeinde.

3Der bauliche Unterhatt, die Revision und Erneuerung von Gebäuden und Antagen gehen

zutasten der Standortgemeinde. Die Wartung von Antagen wird, soweit dies im Rahmen der

Antagewartung mögtich ist, von Antagewarten des Zivitschutzes übernommen.

Art 45 Haftung
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lDie Verbandsgemeinden haften subsidiär zum Zweckverband für die Verbindtichkeiten des

Verbands nach Massgabe des kantonalen Haftungsgesetzes.

2Der Haftungsanteit richtet sich nach dem Kostenverteiler gemäss Aft.42 Abs. 2.

5. Aufsicht und Rechtschutz

Art. 46 Aufsicht

Der Verband untersteht der Staatsaufsicht nach den Bestimmungen des

Gemeindegesetzes und der einschtägigen Speziatgesetzgebung.

Art. 47 Rechtsschutz und Verbandstreitigkeiten

lGegen Beschtüsse der Verbandsorgane kann nach Massgabe des

Verwattungsrechtspftegegesetzes Rekurs oder Rekurs in Stimmrechtssachen beim

Bezirksrat oder Rekurs bei einer anderen zuständigen Rekursinstanz eingereicht werden.

2Gegen Anordnungen und Ertasse von Mitgtiedern oder deren Ausschüssen des

Verbandsvorstands, der Geschäftsteitung oder von anderen Angestettten kann beim

Verbandsvorstand eine Neubeurteitung vertangt werden. Gegen die Neubeurteilung des

Verbandsvorstands ka n n Reku rs erhoben werden.

3streitigkeiten zwischen Verband und Verbandsgemeinden, die sich aus diesen Statuten

ergeben, sind auf dem Weg des Verwattungsprozesses nach Bestimmungen der kantonaten

Gesetzgebung zu erted igen.

6. Austritt, Auflösung und Liquidation

Art. 4B Austritt

lJede Verbandsgemeinde kann unter Wahrung einer Kündigungsf rist von zwei Jahren auf das

Jahresende aus dem Verband austreten. Der Verbandsvorstand kann diese Frist auf Antrag

der betroffenen Gemeinde abkürzen.
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2Die Beteitigung der austretenden Gemeinde am Eigenkapital des Zweckverbands wird auf
Austrittszeitpunkt zu 100o/o in ein Dartehen umgewandett und ist spätestens innert fünf
Jahren zurückzuzahten. Ats Referenzzinssatz dient der Zinssatz der Zürcher Kantonatbank
(ZKB) für 1 0-jährige Kassenobtigationen.

3Bereits eingegangene Verpftichtungen werden durch den Austritt nicht berührt.

Art. 49 Auftösung

lDie Auftösung des Zweckverbands ist mit Zustimmung atler Verbandsgemeinden mögtich.
Der Auftösungsbeschtuss hat auch die Liquidationsanteile der einzetnen

Verbandsgemeinde zu nennen.

2Bei der Auftösung des Zweckverbands bestimmen sich die Liquidationsanteite nach der
Finanzierungsq uote in Art. 42.

7 . Ubergangs- und Schtussbestimmungen

Art. 50 Einführung eigener Haushalt

lDer Zweckverband führt ab dem 1. Januar 2022 einen eigenen Haushatt mit Bitanz und

Erfotgsrech nung.

2Der Zweckverband erstettt auf diesen Zeitpunkt eine Eingangsbitanz gemäss S 179 des

Gemeindegesetzes.

Art. 51 Umwandlung der lnvestitionsbeiträge

lDie von den Verbandsgemeinden bis zum 31. Dezember 2021 finanzierten und in den

Gemeindeabrechnungen ats lnvestitionsbeiträge bitanzierten Vermögenswerte werden im

Sinne einer Sacheintage auf den Zweckverband übertragen.

2Die lnvestitionsbeiträge, wetche die Verbandsgemeinden seit dem 1 . Januar 1986 bis zum

31. Dezember 2021 an den Zweckverband geteistet haben, werden auf den 1. )anuar 2022

in unverzinstiche Beteitigungen der Gemeinden umgewa ndett.

Art.52 lnkrafttreten
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lDiese Statuten treten nach Zustimmung durch die Stimmberechtigten der

Ve rbandsgemei nden auf den 1 . Januar 2O22 in Kr aft .

?Die Statuten bedürfen zu ihrer Güttigkeit der Genehmigung des Regierungsrates.

Mit lnkrafttreten dieser Statuten werden die Statuten vom 1. Januar 2010 aufgehoben.

Besch l'ussfassu ng d urch die Verbandsgemei nden

Beschtussfassung durch die Verbandsgemeinden am 30. November 2025

Der Präsident:

Ruedi Fornaro
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